
Entscheidungen Verfahrensrecht 

VERFAHRENSRECHT 

Berufungsbegründung durch Fernschreiben 
Bundesverfassungsgericht, Beschluß vom 11. Februar 1987 (1 BvR 475/85) 

Nichtamtliche Leitsätze 

1. A r t 10p Abs. 1 GG gebietet, daß sowohl die norma­
tive Ausgestaltung des Verfahrensreehts als auch das 
gerichtliche Verfahren im Einzelfall ein Ausmaß an 
rechtlichem Gehör eröffnen, das sachangemessen 
ist, um den in bürgerlich-rechtlichen Streitigkeiten 
aus dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Erfordernis 
eines wirkungsvollen Rechtsschutzes gerecht zu 
werden, und das den Beteiligten die Möglichkeit 
gibt, sich im Prozeß mit tatsächlichen und rechtli­
chen Argumenten zu behaupten. 

2. Entscheidend ist 
den Gerichten al 
maßige 
die E m 
müssen sich daher 

nen. 

insbesondere, daß der Zugang zu 
en Bürgern auf möglichst gleich-

Weise eröffnet wird. Die Grundsätze über 
egung und Begründung von Rechtsmitteln 

durch ein besonderes Maß an 
Gleichheit, Klarheit und innerer Logik auszeich-

3. Es kann offenbleiben, ob der Gesetzgeber beim 
heutigen Stand der Nachrichtenübermittlungstech­
nik noch berechtigt wäre, die Begründung von 
Rechtsmitteln durch Fernschreiben generell für un­
zulässig i l l erklären 

Paragraphen 

4. Es verstößt gegen den Grundsatz des gleichen Zu­
gangs zu den Gerichten, ein Rechtsmittel, das durch 
Fernschreiben begründet worden ist, allein aus die­
sem Grunde als unzulässig zu verwerfen. 
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Stichworte 

Berufungsbegründung — Fernschreiben; Rechtsmittel 
—- Nachrichtenübermittlungstechnik (Stand der — ); 
Rechtsmittel (Begründung) — Fernschreiben; Rechts­
mittel (Einlegung) — Fernschreiben; Rechtsmittel (Be­
gründung) — Telegramm; Rechtsmittel (Einlegung) — 
Telegramm; Verfassungsbeschwerde (Einlegung) 
Telegramm 

Gründe 

A. Die Verfassungsbeschwerde betrifft die Frage, ob 
eine Berufung des Beschwerdeführers als unzulässig 

verworfen werden durfte, weil sie fernschriftlich be­
gründet worden war. 

I . 

Für die Zulässigkeit der Berufung gegen erstinstanzli­
che Zivilurteile ist es unter anderem Voraussetzung, 
daß das Rechtsmittel binnen eines Monats nach Zu­
stellung des Urteils eingelegt (§§ 516, 518 ZPO) und 
binnen eines Monats nach seiner Einlegung begründet 
wird (§519 ZPO). Gemäß § 519 Abs. 5 ZPO ist auf die 
Berufungsbegründung, einen bestimmenden Schrift­
satz, folgende Vorschrift der Zivilprozeßordnung anzu­
wenden: 

§ 130 
Die vorbereitenden Schriftsätze sollen enthalten: 
1. bis 5. ... 
6. in Anwaltsprozessen die Unterschrift des Anwalts 

Im Anwaltsprozeß stellt die eigenhändige Unterschrift 
des Prozeßbevollmächtigten einen notwendigen Teil 
bestimmender Schriftsätze, also auch der Berufungs­
begründung dar (vgl. RGZ 31, 375 [377]). Die Recht­
sprechung der obersten Gerichtshöfe des Bundes hat 
von diesem Grundsatz aber mittlerweile erhebliche 
Ausnahmen zugelassen (vgl. unten B. IL). 

I I . 

1. Im Ausgangsverfahren wurde der Beschwerdeführer 
auf Schadensersatz wegen mangelhafter Lieferung ver­
klagt. Das Amtsgericht gab der Klage statt. Dagegen 
legte der Beschwerdeführer Berufung ein. Diese wurde 
am letzten Tage der Begründungsfrist durch Fern­
schreiben begründet. 

Das Landgericht Traunstein verwarf die Berufung als 
unzulässig. Zur Begründung führte es aus, daß die fern­
schriftliche Berufungsbegründung nicht den Former­
fordernissen des § 519 Abs. 2 ZPO genüge. Nach die­
ser Vorschrift müsse sie als Schriftsatz eingereicht wer­
den und dieser müsse von einem beim Berufungsge­
richt zugelassenen Anwalt eigenhändig unterschrieben 
sein. Zwar lasse die Rechtsprechung die telegraphische 
und fernschriftliche Einlegung von Rechtsmitteln zu. 
Darin liege jedoch eine Abweichung von zwingenden 
Formvorschriften, die nur dort zu rechtfertigen sei, wo 
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es dafür einen besonders gewichtigen Grund gebe. 
Daran fehle es bei der Berufungsbegründung, da die 
Begründungsfrist keine Notfrist sei und auf Antrag ver­
längert werden könne. 

2. Der Beschwerdeführer beantragte Wiedereinset­
zung in den vorigen Stand und wiederholte zugleich 
die Berufungsbegründung. Der Wiedereinsetzungsan­
trag wurde mit dem Hinweis auf eine in den Mitteilun­
gen der Rechtsanwaltskammer abgedruckte Dienstan­
weisung des Präsidenten des Oberlandesgerichts Mün­
chen begründet, nach der zur Fristwahrung der Ein­
gang von Fernschreiben bei der Fernmeldestelle des 
Gerichts genüge. Zudem wurde darauf hingewiesen, 
die Prozeßbevollmächtigten hätten sich vor Abgang 
des die Berufung begründenden Fernschreibens bei der 
Fernschreibstelle des Oberlandesgerichts erkundigt; 
dort habe man eine Berufungsbegründung im Fern­
schreibverkehr für zulässig erachtet. 

Mit einem ebenfalls angegriffenen Beschluß wies das 
Landgericht den Antrag auf Wiedereinsetzung mit der 
Begründung zurück, die Frist sei nicht unverschuldet 
versäumt. Die unrichtige Rechtsauffassung der Prozeß­
bevollmächtigten, man könne eine Berufung auch fern­
schriftlich begründen, beruhe auf einem vorzuwerfen­
den Rechtsirrtum. Die Rechtslage sei zumindest zwei­
felhaft, eine fernschriftliche Berufungsbegründung 
werde — wie schon im Endurteil ausgeführt — in der 
Kommentarliteratur überwiegend als unzulässig ange­
sehen. In einem solchen Zweifelsfalle müsse der 
Rechtsanwalt nach der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs so handeln, wie es bei einer für seine Partei 
ungünstigen Entscheidung zur Wahrung ihrer Belange 
notwendig sei. 

I I I . 

Mit seiner Verfassungsbeschwerde macht der Be­
schwerdeführer geltend, das Berufungsurteil verstoße 
gegen Art . 103 Abs. 1 GG. Unter Berücksichtigung des 
Zusammenspiels von Art. 19 Abs. 4, Art . 20 Abs. 2 
und Art . 103 Abs. 1 GG seien die Gerichte gehalten, 
das einfache Verfahrensrecht so auszulegen, daß dem 
Bürger der Zugang zum Gericht nicht in unzumutba­
rer, aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender 
Weise erschwert werde. Das gelte nach der Rechtspre­
chung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 40, 
272 [275]) nicht nur für die erste, sondern auch für die 
folgenden Instanzen. Zwar gewähre Art . 103 Abs. 1 
GG keinen Schutz dagegen, daß das Gericht das Vor­
bringen eines Beteiligten aus Gründen des formellen 
oder materiellen Rechtes ganz oder teilweise unbe­
rücksichtigt lasse. Nach der Rechtsprechung des Bun­
desverfassungsgerichts liege ein Verstoß gegen Art. 103 
Abs. 1 GG aber dann vor, wenn das Gericht eine 
Formvorschrift ersichtlich falsch anwende. 

Die handschriftliche Unterzeichnung von Schriftsät­
zen habe nach Rechtsprechung und Schrifttum den 
Zweck, die schriftliche Mitteilung als vom Absender 
herrührende und von ihm zu verantwortende Erklä­
rung zu kennzeichnen, die Echtheit des Schriftsatzes 
zu gewährleisten und ihn damit von einem bloßen Ent­

wurf unterscheidbar zu machen. Dies werde auch 
durch ein Fernschreiben erreicht; denn in den Beför­
derungsvorgang könne nach Abgang des Schreibens 
kein Dritter eingreifen und ein bloßer Entwurf werde 
nicht durch Fernschreiben versandt. 

Z u berücksichtigen sei auch das vom Bundesverfas­
sungsgericht bestätigte Recht des Bürgers, eine Frist 
bis zu ihrer Grenze auszuschöpfen. Dafür sei es erfor­
derlich, die technisch schnellste und zugleich sicherste 
Ar t der Nachrichtenübermittlung wählen zu können. 
Werde dies versagt, so werde der Zugang zum Gericht 
aus einem sachlich nicht mehr zu rechtfertigenden 
Grunde versperrt. 

Zudem verstoße das angefochtene Urteil gegen Art . 
3 Abs. 1 GG. Einer Entscheidung des Bundesverfas­
sungsgerichts zufolge (BVerfGE 18, 224 [240]) sei eine 
Verletzung des Gleichheitssatzes dann anzunehmen, 
wenn bei einer im Fluß befindlichen Rechtsprechung 
eine Entscheidung derart die Bahnen organischer Fort­
entwicklung der Rechtsprechung verlasse, daß sie wi l l ­
kürlich erscheine. Dem Argument des Landgerichts, 
die Begründungsfrist könne verlängert werden, hält der 
Beschwerdeführer entgegen, die Fristverlängerung 
liege im Ermessen des Vorsitzenden des erkennenden 
Gerichts und gegen eine Ablehnung durch ihn sei kein 
Rechtsmittel gegeben. Im übrigen müsse die Fristver­
längerung schon vor Fristablauf beantragt werden; 
auch damit sei die volle Ausnutzung der Frist nicht ge­
währleistet. 

Das Landgericht verletze den Gleichheitssatz ferner 
dadurch, daß es eine Berufungsbegründung mittels Te­
legramm zulasse, eine Begründung durch Fernschrei­
ben aber ablehne; zwei im wesentlichen vergleichbare 
Sachverhalte würden damit ohne sachlichen Grund 
unterschiedlich behandelt. 

Auch der Beschluß des Landgerichts, mit dem die 
Wiedereinsetzung versagt worden sei, verletze den Be­
schwerdeführer in seinen Rechten aus Art. 103 Abs. 1 
und Art . 3 Abs. 1 GG. 

IV. 

Zu der Verfassungsbeschwerde haben der Bundesmini­
ster der Justiz namens der Bundesregierung, das Baye­
rische Staatsministerium der Justiz und der Kläger des 
Ausgangsverfahrens Stellung genommen. 

1. Der Bundesminister der Justiz hält die Verfas­
sungsbeschwerde für zulässig und begründet. Die ange­
griffenen Entscheidungen seien mit Art . 103 Abs. 1 
GG nicht vereinbar. 

In den meisten Verfahrensordnungen sei die Schrift­
form für die Einlegung und Begründung von Rechts­
mitteln ausdrücklich vorgeschrieben. Ein sachlicher 
Grund, bei der Verwendung von Telegrammen, Tele­
kopien, Telebriefen und Fernschreiben zwischen der 
Einlegung und der Begründung von Rechtsmitteln zu 
unterscheiden, sei nicht ersichtlich. Die Mißbrauchsge­
fahr sei beim Fernschreiben sogar geringer als bei an­
deren Formen zugelassener Berufungsbegründungen. 
Die Möglichkeit einer Verlängerung der Frist für die 
Begründung sei kein ausschlaggebender Gesichts-
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punkt; ohnehin werde die Stellung des Rechtsmittel­
führers angesichts des Ermessens des Vorsitzenden 
nicht entscheidend verbessert. 

2. Das Bayerische Staatsministerium der Justiz hält 
die Verfassungsbeschwerde für zulässig, aber unbe­
gründet. 

Das angegriffene Urteil verletze den Beschwerdefüh­
rer nicht in seinen Grundrechten. 

Eine fernschriftliche Berufungsbegründung könne 
nicht fristwahrend wirken. Nach herrschender Mei­
nung bedürfe es der Unterschrift unter dem Schriftsatz. 
Ein sachlicher Unterscheidungsgesichtspunkt zur 
Rechtsmitteleinlegung durch Telegramm oder Fern­
schreiben sei die Möglichkeit der Fristverlängerung. 
Wenn das Landgericht von dieser herrschenden Mei­
nung nicht zu Gunsten des Beschwerdeführers abgewi­
chen sei, liege darin jedenfalls kein für Art . 103 GG 
relevantes Versperren oder sachlich nicht mehr zu 
rechtfertigendes Erschweren des Zuganges zur Rechts­
mittelinstanz. 

Auch das Willkürverbot sei nicht verletzt. Die vom 
Beschwerdeführer genannten Entscheidungen beträfen 
überwiegend die Einlegung, nicht die Begründung ei­
nes Rechtsmittels. Zudem befaßten sie sich zum Teil 
mit Revisions- und nicht mit Berufungsbegründungen. 
Die übrigen Entscheidungen seien wegen anderer Vor­
aussetzungen oder Verfahrensgestaltungen nicht ver­
gleichbar. 

3. Der Kläger des Ausgangsverfahrens hält die Ver­
fassungsbeschwerde für unbegründet. Die Fristversäu­
mung sei hier verschuldet, weil die zugrundeliegende 
Rechtsanschauung unvertretbar sei. Im übrigen tritt er 
dem Tatsachenvorbringen des Beschwerdeführer in der 
Berufungsbegründung entgegen. 

B. Die zulässige Verfassungsbeschwerde ist begründet. 
Die angegriffenen Entscheidungen verletzen den Be­
schwerdeführer in seinem Anspruch auf rechtliches 
Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG). 

I . 

1. Diese Vorschrift gebietet, daß sowohl die normative 
Ausgestaltung des Verfahrensrechts als auch das ge­
richtliche Verfahren im Einzelfall ein Ausmaß an 
rechtlichem Gehör eröffnen, das sachangemessen ist, 
um dem in bürgerlich-rechtlichen Streitigkeiten aus 
dem Rechtsstaatsprinzip (BVerfGE 54, 277 [291]) fol­
genden Erfordernis eines wirkungsvollen Rechtsschut­
zes gerecht zu werden, und das den Beteiligten die 
Möglichkeit gibt, sich im Prozeß mit tatsächlichen und 
rechtlichen Argumenten zu behaupten (vgl. BVerfGE 
60, 305 [310]). Die nähere Ausgestaltung des rechtli­
chen Gehörs muß aber den einzelnen Verfahrensord­
nungen überlassen bleiben (BVerfGE 67, 208 [211]). 
Die Verletzung solcher Bestimmungen stellt nicht zu­
gleich einen Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG dar, es 
sei denn, das Gericht hätte bei deren Auslegung oder 
Anwendung die Bedeutung oder Tragweite des A n ­
spruchs auf rechtliches Gehör verkannt (vgl. BVerfGE 
60, 305 [310 f.]). Das ist insbesondere dann der Fall, 

wenn die Auslegung dieser Vorschriften durch die 
Fachgerichte zu einem Ergebnis führt, das — wäre es 
in einem einfachrechtlichen Gesetz enthalten — nach 
Art . 103 Abs. 1 GG zu dessen Nichtigerklärung durch 
das Bundesverfassungsgericht führen müßte. 

2. Es ist Sache des Gesetzgebers zu entscheiden, ob 
Rechtsmittel gegen Gerichtsentscheidungen statthaft 
sein sollen; das Grundgesetz selbst t r i f f t dazu keine Be­
stimmungen (vgl. BVerfGE 4, 74 [94f.]; 11, 232 [233] 
m.w.N.; st.Rspr.). Sieht er allerdings ein Rechtsmittel 
vor, so ist er in der Ausgestaltung der Zugangs- und 
Zulässigkeitsvorschriften nicht völlig frei. Insbesondere 
darf er den Zugang zu den in den Verfahrensordnun­
gen eingeräumten Instanzen nicht in unzumutbarer, 
aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender Weise 
erschweren (BVerfGE 69, 381 [385] m.w.N.). Diese 
Grundsätze gelten nicht nur im verwaltungsgerichtli­
chen Verfahren, für das sie in der Rechtsschutzgarantie 
des Art . 19 Abs. 4 GG eine besondere Stütze finden, 
sondern nach dem Rechtsstaatsprinzip auch im Ver­
fahren vor den Zivilgerichten (vgl. BVerfGE 50, 1 [3]; 
52, 203 [207]). Entscheidend ist insbesondere, daß der 
Zugang zu den Gerichten allen Bürgern auf möglichst 
gleichmäßige Weise eröffnet wird. Die Grundsätze 
über die Einlegung und Begründung von Rechtsmit­
teln müssen sich daher durch ein besonderes Maß an 
Gleichheit, Klarheit und innerer Logik auszeichnen. 

I I . 

Diesen Maßstäben werden die angegriffenen Gerichts­
entscheidungen nicht gerecht. 

Es kann in diesem Zusammenhang offenbleiben, ob 
der Gesetzgeber beim heutigen Stand der Nachrichten­
übermittlungstechnik noch berechtigt wäre, die Be­
gründung von Rechtsmitteln durch Fernschreiben ge­
nerell für unzulässig zu erklären. Den Gerichten ist 
eine solche Gesetzesauslegung jedenfalls beim gegen­
wärtigen Stand der höchstrichterlichen Rechtspre­
chung zu dieser Frage versagt. Die angegriffenen Ent­
scheidungen verletzen unter diesen Umständen den 
Grundsatz des gleichen Zugangs aller Bürger zu den 
Gerichten. 

1. In der Rechtsprechung des Reichsgerichts, des 
Reichsarbeitsgerichts und der obersten Gerichtshöfe 
des Bundes ist seit langem anerkannt, daß Rechtsmittel 
telegraphisch eingelegt werden können (vgl. etwa RGZ 
139, 45 [47f.]; 151, 82 [86]; RAGE 3, 252 ff.; BSGE 1, 
243 [245]; BVerwGE 3, 56 [57]; BFHE 92, 438 [438 f.]; 
BAG, NJW 1971, S. 2190; BGHZ 79, 314 [316, 318]; 
auch das Bundesverfassungsgericht hat mehrfach tele­
graphisch erhobene Verfassungsbeschwerden als zuläs­
sig angesehen (vgl. etwa BVerfGE 4, 7 [12]; 32, 365 
[368]). In ähnlicher Weise ist die Rechtsmittelbegrün­
dung durch Telegramm von der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung als zulässig behandelt worden (vgl. 
etwa RGZ 151, 82 [86]; BGHSt 31, 7 [8] m.w.N.; 
BGHZ 87, 63 [64 f.]; anderer Ansicht OLG Stuttgart, 
VersR 1982, S. 1082). Unter diesen Umständen 
verstößt es gegen den Grundsatz des gleichen Zugangs 
zu den Gerichten, wenn die angegriffenen Entschei-
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düngen ein Rechtsmittel, das durch Fernschreiben be­
gründet worden ist, als unzulässig verwerfen. Der 
Zweck der gesetzlichen Formvorschriften, die Ernst­
haftigkeit der Rechtsmittelbegründung durch eindeu­
tige Identifizierung des dafür verantwortlichen Prozeß­
bevollmächtigten zu untermauern, wird durch die Ver­
wendung eines Fernschreibanschlusses, zu dem nur die 
Angehörigen der jeweiligen Anwaltskanzlei Zugang 
haben, wesentlich besser gewahrt als bei der Auf­
gabe eines Telegramms, bei dem nach der Rechtspre­
chung nicht einmal das Aufgabeformular vom Prozeß­
bevollmächtigten eigenhändig unterschrieben sein 
muß. 

2. Auch die Einlegung von Rechtsmitteln durch 
Fernschreiben wird vom Bundesgerichtshof als dem 
für die Zivilgerichtsbarkeit zuständigen obersten Ge­
richtshof des Bundes seit geraumer Zeit zugelassen 
(vgl. BGH, NJW 1966, S. 1077; BGH, NJW 1967, S. 
2114; BGHZ 65, 10 [11]; 87, 63 [65]; ähnlich haben 
andere Gerichte hinsichtlich der Einlegung, ja sogar 

hinsichtlich der Begründung von Rechtsmitteln durch 
Telekopie oder Telebrief entschieden (vgl. BFHE 136, 
38 [41] m.w.N.; BAG, NJW 1984, S. 199 f.; BAG, DB 
1987, S. 183 f.; vgl. ferner BGHZ 87, 63 [65]). Unter 
dem Gesichtspunkt des Zugangs zu den Gerichten 
kann aber die Begründung eines Rechtsmittels nicht 
anders behandelt werden als seine Einlegung. Der Be­
rufungskläger kann zwar eine Verlängerung der Be­
gründungsfrist beantragen (§519 Abs. 2 Satz 3 ZPO), 
was hinsichtlich der Einlegungsfrist nicht möglich ist. 
Aber diese Fristverlängerung ist in das Ermessen des 
Gerichtsvorsitzenden gestellt und muß aus praktischen 
Gründen schon frühzeitig beantragt werden, wenn die 
Gefahr einer verspäteten Begründung vermieden wer­
den soll. Bei dieser Sachlage vermag allein die Möglich­
keit einer Fristverlängerung gemäß § 519 Abs. 2 Satz 3 
ZPO eine Verschiedenbehandlung von Rechtsmittel-
einlegung und Rechtsmittelbegründung, auf die sich 
das Landgericht im vorliegenden Falle gestützt hat, 
nicht zu rechtfertigen. 

ZIVILRECHT 

Schutz von Kontenrahmen 
KG Berlin, Urteil vom 13. Februar 1987 (5 U 4910/84) 

Nichtamtliche Leitsätze 

1. Zur Frage ob ein Kontenrahmen, der in einem 
Buchhaltungsprogramm verwendet wird, eine schöpfe­
rische Leistung gemäß § 2 I I UrhG sein kann: Die 
Möglichkeit wird einerseits durch das Vorliegen übli­
cher Gliederprinzipien eingeschränkt, andererseits da­
durch, daß das Verarbeitungssystem durch das Pro­
gramm geprägt wird, zu dem der Kontenrahmen ein 
bloßes Hilfsmittel ist. Der Kontenrahmen prägt nicht 
das Gesamtsystem. 

2. Zur Frage, ob die — weitgehende — Übernahme 
eines fremden Kontenrahmens eine Wettbewerbsver­
letzung ist: Da der Kontenrahmen — höchstens — 
eine schwache wettbewerbliche Eigenart hat, müssen 
die unlauteren Begleitumstände überdurchschnittliches 
Gewicht haben. Die bloße Übernahme reicht dafür 
nicht. Der Kontenrahmen prägt die konkurrierenden 
Leistungen nicht ausreichend. 

Der Umstand, daß die Übernahme den Übergang 
auf das konkurrierende System leichtern soll, reicht für 
das Vorliegen einer Wettbewerbsverletzung nicht aus; 
denn die (bei Nachahmungen sonst typische) Gefahr 
der Irreführung scheidet bei solchen Investitionsent­
scheidungen praktisch aus. 

Paragraphen 

UrhG: § 2; § 16; § 17; § 23; § 97 Abs. 19.1 
U W G : § 1 

Stichworte 

Urheberrechtsfähigkeit von Kontenrahmen; Wettbe­
werbsverstoß — unmittelbare Leistungsübernahme — 
sklavische Nachahmung — Verhältnis Wettbewerbs­
recht zu Urheberrecht 

Tatbestand 

„Die Parteien bieten Buchhaltungssysteme für Rechts­
anwälte und Notare an, wobei es um elektronische Da­
tenverarbeitung geht. Zu den Systemen gehören Pro­
gramme, diese sind mit schriftlich festgelegten Kon­
tenrahmen verbunden. ... 

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte den 
von der Klägerin verwendeten, älteren Kontenrahmen 
später übernommen und damit gegen das Urheber-
und Wettbewerbsrecht verstoßen hat." Die Klägerin 
klagt auf Unterlassung. 
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